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Amtliche Bekanntmachungen 

81 

Allgemeinverfügung der Stadt Salzgitter 

zur Umsetzung des § 20 Infektions- schutzgesetz (IfSG) 

Zur Umsetzung des § 20 Abs. 8 IfSG ergeht folgende Allgemeinverfügung: 

1. Die Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 Abs. 8 IfSG sind verpflichtet, an
das Gesundheitsamt der Stadt Salzgitter eine Benachrichtigung über Personen
nach § 20 Absatz 9 IfSG über das digitale Meldeportal www.mebi- 
niedersachsen.de durchzuführen, sofern sich deren Betriebsstätte bzw. Be- 
triebsstätten im Bezirk des Gesundheitsamtes Salzgitter befinden. Die Meldung
kann nachträglich bearbeitet und auch seitens der Einrichtung bzw. des
Unternehmens in Zusammenhang mit einer kurzen Stellungnahme für erledigt
erklärt werden. Eine Meldung per E-Mail ist nicht möglich.

2. Die Meldungen nach Ziffer 1. können ab dem 01.08.2022, 00:00 Uhr vorge- 
nommen werden. Die Meldung hat unverzüglich nach § 20 Abs. 9 Satz 2 IfSG zu
erfolgen. „Unverzüglich“ bedeutet ohne schuldhafte Verzögerung seitens der
Einrichtung. Wenn an Schulen und in Kindertageseinrichtungen sowie
Kindertagespflegestellen die Nachweise nicht vor Beginn der Sommerferi- 
en/Schließzeiten 2022 angefordert wurden, müssen die Vorlage und Kontrolle
der Nachweise und die Meldung an das Gesundheitsamt so bald wie möglich
nach Ferienende/Ende der Schließzeiten nachgeholt werden.

3. Die Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 Abs. 8 IfSG sind verpflichtet,
Änderungen an bereits erfolgten Meldungen vorzunehmen, wenn ihnen
Kenntnisse vorliegen, die sich auf das Verfahren beim Gesundheitsamt aus- 
wirken können.

4. Die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwal- 
tungsgerichtsordnung (VwGO) wird angeordnet.

5. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung als be- 
kanntgegeben und tritt am 01.08.2022 in Kraft.
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Begründung: 

Die Stadt Salzgitter ist für die Umsetzung des § 20 IfSG insbesondere gem. § 3 Abs. 1 
Nummer 1 NGöGD zuständig. Mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht nach § 20 IfSG 
kann im Land Niedersachsen flächendeckend durch eine einheitliche Vorgehensweise 
die Umsetzung des Masernschutzgesetzes sichergestellt werden. Gleichzeitig ist die 
Aufrechterhaltung der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung sowie die 
Beschulung und Betreuung von Kindern und Jugendlichen in allen Bereichen ein 
wichtiges Ziel, welches sicherzustellen ist. 

Nach der gesetzlich verpflichtenden Meldung von nicht immunisierten Mitarbeitenden 
der Einrichtungen und Unternehmen nach § 20 Abs. 8 IfSG ist die Einschätzung der 
Versorgungs-, Beschulungs-, Betreuungsgefährdung durch das Gesundheitsamt als 
Grundlage für Anordnungen erforderlich. 

Der Stadt Salzgitter steht nach § 10 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Ver- 
bindung mit § 16 Absatz 1 IfSG grundsätzlich ein Verfahrensermessen zu. Danach 
gelten für Verwaltungsverfahren die Grundsätze der Nichtförmlichkeit, der Einfachheit, 
der Zweckmäßigkeit und der Zügigkeit. Nach § 10 Satz 1 VwVfG ist die Behörde bei der 
Durchführung des Verwaltungsverfahrens also grundsätzlich nicht an bestimmte 
Formen gebunden. Dieser Grundsatz ist nicht im Sinne eines Formverbots zu 
verstehen, denn behördlicherseits aufgestellte formelle Anforderungen können der 
Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens dienen. 

Die Verpflichtung der von § 20 IfSG umfassten Einrichtungen und Unternehmen zur 
Nutzung des digitalen Meldeportals dient gerade der Vereinfachung und Beschleuni- 
gung des Verfahrens. Das Infektionsschutzgesetz selbst sieht keine besonderen 
Formvorschriften für die Benachrichtigung nach § 20 Absatz 9 Satz 2 IfSG vor. 

Das Land Niedersachsen stellt das Meldeportal zur Verfügung, dessen Nutzungspflicht 
mit dieser Allgemeinverfügung geregelt wird. Durch die Nutzung des Portals wird 
sichergestellt, dass die Einrichtungen und Unternehmen alle notwendigen ein- 
richtungs- und personenbezogenen Daten mitteilen. Zudem können diese Informati- 
onen aus dem Portal direkt in die Datenbanken des Gesundheitsamtes zur weiteren 
Verarbeitung übernommen werden, was die Gefahr von Übertragungsfehlern reduziert. 
Das zeitaufwändige Zusammentragen und Eingeben von Daten, durch das zudem 
erhebliche Personalkapazitäten gebunden würden, entfällt bei der Nutzung des Portals. 
Dieser zeitliche und organisatorische Vorteil lässt auch die verbindliche Nut- 
zungspflicht – im Gegensatz zu einem unverbindlichen bloßen Angebot der Nutzung 
des Meldeportals – verhältnismäßig erscheinen. 

Die Vollziehung dieser Verfügung gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nummer 4 VwGO ist im 
überwiegenden öffentlichen Interesse geboten. Das Privatinteresse hat gegenüber dem 
öffentlichen Interesse zurückzutreten. 
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Die Stadt Salzgitter hat in Ziffer 5. den Zeitpunkt bestimmt, ab dem diese Allgemein- 
verfügung als bekanntgegeben gilt und damit wirksam wird (§ 1 NVwVfG in Verbin- 
dung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). 

Die Geltungsdauer der Allgemeinverfügung ist zunächst unbefristet. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Klage beim Verwaltungsgericht Braunschweig erhoben werden. 

Salzgitter, den 29.07.2022 

gez. Frank Klingebiel 

Oberbürgermeister 
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